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ENTWURF EINER EMPFEHLUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS
an den Rat, die Kommission und die Vizepräsidentin der Kommission/Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik zum westlichen Balkan im Vorfeld des Gipfeltreffens 2020
(2019/2210(INI))
Das Europäische Parlament,
–	unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 28. Juni 2018, die Schlussfolgerungen des Rates vom 18. Juni 2019 und die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 17./18. Oktober 2019, in denen die Entscheidungen über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien vertagt wurden,
–	unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. Oktober 2019 zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien[footnoteRef:1], [1:  Angenommene Texte, P9_TA(2019)0050.] 

–	unter Hinweis auf das endgültige Abkommen über die Beilegung der in den Resolutionen 817 (1993) und 845 (1993) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen bezeichneten Differenzen, die Kündigung des Interimsabkommens von 1995 und die Begründung einer strategischen Partnerschaft zwischen Griechenland und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien vom 17. Juni 2018, die auch als Prespa-Abkommen bekannt ist,
–	unter Hinweis auf seine legislative Entschließung vom 27. März 2019 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung des Instruments für Heranführungshilfe (IPA III)[footnoteRef:2], [2:  Angenommene Texte, P8_TA(2019)0299.] 

–	unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Februar 2020 mit dem Titel „Stärkung des Beitrittsprozesses – Eine glaubwürdige EU-Perspektive für den westlichen Balkan“ (COM(2020)0057),
–	unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 29. Mai 2019 mit dem Titel „Mitteilung 2019 zur Erweiterungspolitik der EU“ (COM(2019)0260),
–	unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 6. Februar 2018 mit dem Titel „Eine glaubwürdige Erweiterungsperspektive für und ein verstärktes Engagement der EU gegenüber dem westlichen Balkan“ (COM(2018)0065),
–	unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 16. Oktober 2013 mit dem Titel „Erweiterungsstrategie und wichtigste Herausforderungen 2013–2014“ (COM(2013)0700),
–	unter Hinweis auf die Abschlusserklärung des Gipfels von Zagreb vom 24. November 2000,
–	unter Hinweis auf die bei dem Gipfeltreffen EU–Westbalkan vom 17. Mai 2018 abgegebene Erklärung von Sofia und die ihr als Anlage beigefügte Prioritätenagenda von Sofia,
–	unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates von Thessaloniki vom 19. und 20. Juni 2003 zu den Aussichten der Westbalkanländer auf einen Beitritt zur Europäischen Union,
–	unter Hinweis auf den am 28. August 2014 eingeleiteten Berlin-Prozess,
–	unter Hinweis auf den erneuerten Konsens über die Erweiterung, der vom Europäischen Rat im Dezember 2006 gebilligt und anschließend in den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom Juni 2019 bestätigt wurde,
–	unter Hinweis auf die Globale Strategie der EU von 2016, der zufolge eine glaubwürdige Erweiterungspolitik eine strategische Investition in die Sicherheit und den Wohlstand Europas darstellt und bereits in hohem Maße zum Frieden in ehemaligen Kriegsgebieten beigetragen hat,
–	unter Hinweis auf die Entschließung des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 31. Oktober 2019 mit dem Titel „Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit Nordmazedonien und Albanien: Glaubwürdigkeit und geostrategische Interessen der EU sollten gewahrt werden“,
–	unter Hinweis auf die gemeinsame Erklärung des Europäischen Parlaments und des Gipfeltreffens der Parlamentspräsidenten des westlichen Balkans, das vom Präsidenten des Europäischen Parlaments mit den leitenden Organen der Parlamente des westlichen Balkans einberufen wurde,
–	unter Hinweis auf seine Entschließung vom 15. Januar 2020 zum Standpunkt des Europäischen Parlaments zur Konferenz über die Zukunft Europas[footnoteRef:3], [3:  Angenommene Texte, P9_TA(2020)0010.] 

–	gestützt auf Artikel 118 seiner Geschäftsordnung,
–	unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für internationalen Handel,
–	unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten (A9‑0000/2020),
A.	in der Erwägung, dass die Erweiterung einer der erfolgreichsten Politikbereiche der EU und das wirksamste außenpolitische Instrument ist, da sie zur Vergrößerung des europäischen Gebiets beiträgt, in dem Demokratie, Frieden und Wohlstand herrschen;
B.	in der Erwägung, dass der Erweiterungsprozess grundlegender Bestandteil des europäischen Aufbauwerks ist;
C.	in der Erwägung, dass die Aussicht auf EU-Mitgliedschaft einen grundlegenden Anreiz für Reformen in den Ländern des westlichen Balkans darstellt;
D.	in der Erwägung, dass das Europäische Parlament verpflichtet ist, seine Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Förderung der Demokratie in der Region zu verstärken und die Länder des westlichen Balkans beim EU-Beitritt zu unterstützen; 
1.	empfiehlt dem Rat, der Kommission und der Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,
a)	das Beitrittsverfahren zu verbessern, indem dafür gesorgt wird, dass es der Stärkung der Grundwerte dient und nachhaltigen demokratischen und wirtschaftlichen Wandel sowie soziale Konvergenz bewirkt, und indem sichergestellt wird, dass die interne Reform der EU und ihre Erweiterung parallel verlaufen;
b)	dafür Sorge zu tragen, dass bei dem verbesserten Vorgehen weiterhin die vollwertige Mitgliedschaft in der EU das letztendliche Ziel ist und dass die EU eindeutige und planbare Bestimmungen und Kriterien festlegt und sie durchgängig anwendet, um ihre Glaubwürdigkeit wiederherzustellen; 
c)	dafür zu sorgen, dass die Zusammenfassung von Politikbereichen der Verbesserung der Tiefe und Qualität von Reformen dient und dass damit konkrete Ergebnisse in den Beitrittsländern erzielt werden, während gleichzeitige Verhandlungen über verschiedene Kapitel möglich sind;
d)	klare und kohärente Beitrittskriterien bereitzustellen und während des ganzen Prozesses durchgängig Unterstützung zu leisten und die Fortschrittsbewertung zu verbessern, indem jedes Beitrittsland auf der Grundlage seiner eigenen Verdienste bewertet wird;
e)	die Umsetzung der verbesserten Methode für die Beitrittsländer, die sich bereits in Verhandlungen befinden, zu erleichtern, falls sie sich für den Beitritt entscheiden;
f)	stärkere politische Anreize für die Länder des westlichen Balkans zu setzen und die Kohärenz zwischen dem Erweiterungsprozess und den politischen Entwicklungen in der EU zu verbessern; 
g)	eine schrittweise Beteiligung an sektorbezogenen Maßnahmen und Programmen der EU vor dem Beitritt u. a. durch gezielte finanzielle Unterstützung zu fördern, damit spürbare Vorteile für die Bürger erzielt und die Unterstützung und Präsenz der EU in diesen Ländern verbessert werden;
h)	eine stärkere Einbeziehung von Parlamentsmitgliedern aus Ländern, die sich in Verhandlungen befinden, in die Tätigkeit des Europäischen Parlaments zu erleichtern;
i)	den Konditionalitätsmechanismus zu verbessern und die Umkehrbarkeit des Beitrittsverfahrens zu stärken, indem objektive Kriterien zur Anwendung kommen, wenn über eine Aussetzung der Verhandlungen entschieden werden soll; dafür zu sorgen, dass die Kommission diese Verfahren nach einer eingehenden Beurteilung und infolge eines Vorschlags der Mitgliedstaaten oder des Europäischen Parlaments einleitet;
j)	in Betracht zu ziehen, Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit bei EU-Beitrittsfragen einzuführen und die Einstimmigkeit im Rat nur bezüglich der Aufnahme und Beendigung von Beitrittsverhandlungen beizubehalten;
k)	darauf zu bestehen, dass die Beitrittsländer sich an die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU halten;
l)	die Vertreter der Beitrittsländer in die Konferenz zur Zukunft Europas einzubeziehen;
m)	die nachteiligen Auswirkungen darauf anzuerkennen, dass der Europäische Rat 2019 keine Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Nordmazedonien aufgenommen hat, und anzuerkennen, dass die Aufnahme der Beitrittsgespräche wie vom Europäischen Parlament empfohlen den Beitrittsprozess wieder glaubwürdig machen würde;
n)	umgehend Beitrittsverhandlungen mit Albanien und Nordmazedonien aufzunehmen; 
o)	dem Kosovo Visaliberalisierung zu gewähren, da die Kriterien erfüllt wurden;
p)	den Vorrang der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit wieder in den Mittelpunkt des Erweiterungsprozesses zu stellen, indem die Kapitel zu Justiz, Korruption und organisierter Kriminalität sowie zur Wahrung der Menschenrechte und der Medienfreiheit zuerst geöffnet und zuletzt geschlossen werden;
q)	die Einbeziehung von Fachleuten für das Rechtsstaatsprinzip aus den Mitgliedstaaten vor Ort zu steigern und die Messung der Fortschritte in diesem Bereich zu verbessern;
r)	in allen Ländern des westlichen Balkans die Bemühungen zur Überwindung der politischen Polarisierung und anhaltender Parlamentsboykotte zu unterstützen und die parlamentarische Kontrolle zu stärken;
s)	Wahlreformen zu fördern, mit denen freie, faire und transparente Wahlen im Sinne internationaler Standards gewährleistet werden; zu den Programmen des Europäischen Parlaments zur Förderung der Demokratie in der Region beizutragen;
t)	die Rolle der Zivilgesellschaft als unverzichtbarer Akteur der demokratischen Konsolidierung zu stärken;
u)	Hetzkampagnen, Bedrohungen und Einschüchterungen gegen Journalisten und Medien zu verurteilen und darauf zu bestehen, dass derlei Vergehen untersucht und strafrechtlich verfolgt werden, um ein sicheres Umfeld für Journalisten zu schaffen, und gleichzeitig die Probleme im Zusammenhang mit der Konzentration und mangelnden Transparenz des Medienbesitzes anzugehen;
v)	die Stärkung der Rechenschaftspflicht der Medien und der Governance aktiv zu fördern und die Widerstandskraft gegen Desinformation und disruptive Medienkampagnen zu verbessern;
w)	darauf zu bestehen, dass Gerichtsurteile uneingeschränkt durchgesetzt werden, einschließlich aller Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte und der Verfassungsgerichte;
x)	den Einsatz der EU im Bereich der Lösung besonderer bilateraler Probleme zu steigern und die Länder des westlichen Balkans nachdrücklich aufzufordern, sich der Versöhnung und friedlichen Lösungen für anhaltende Streitigkeiten zu verpflichten;
y)	die Länder des westlichen Balkans mit Nachdruck aufzufordern, sich mehr für die strafrechtliche Verfolgung von Kriegsverbrechen und die Lösung von Vermisstenfällen einzusetzen;
z)	die Umsetzung von Antidiskriminierungsvorschriften zu fördern und aktiv zu unterstützen und auf der strafrechtlichen Verfolgung von Hassverbrechen zu bestehen; raschere Fortschritte auf dem Weg zur Gleichstellung der Geschlechter, im Vorgehen gegen Diskriminierung und bei der Sicherstellung der gesellschaftlichen Eingliederung ethnischer und religiöser Minderheiten, von Menschen mit Behinderungen, Roma und LGBTQI+-Personen zu fördern, indem inklusive politische Maßnahmen zum Schutz der Grundrechte der Bürger eingeführt werden;
aa)	einen stärkeren Rechtsrahmen zur Verhinderung und aktiven Bekämpfung von Frauenmorden und der Gewalt gegen Frauen zu fordern;
ab)	einen strategischen Wirtschafts- und Investitionsplan einzuführen, dessen Ziel es ist, die Wettbewerbsfähigkeit und nachhaltige Entwicklung in den Beitrittsländern zu verbessern;
ac)	die Länder des westlichen Balkans aufzufordern, den Standard für ihre Arbeits- und Sozialrechtsvorschriften höher zu setzen, Wachstum zu fördern und den sozialen Besitzstand der EU umzusetzen; 
ad)	mit konkreten Maßnahmen gegen die Abwanderung hochqualifizierter Arbeitskräfte vorzugehen, indem etwa hochwertige und inklusive Bildungsreformen gefördert und Arbeitsplätze für junge Menschen geschaffen werden;
ae)	die Länder des westlichen Balkans stärker zu unterstützen, wenn es darum geht, ihre Umwelt- und Klimabestimmungen zu verbessern und dafür zu sorgen, dass sie genügend Kapazitäten haben, um sie im Einklang mit den EU-Standards umzusetzen;
af)	die Behörden aufzufordern, umgehend Maßnahmen in Bezug auf die Überwachung, Eindämmung und Verhinderung von Luft- und Wasserverschmutzung zu ergreifen;
ag)	die Beitrittsländer in die Verfahren zum europäischen Grünen Deal und zum Fonds für einen gerechten Übergang einzubeziehen;
ah)	die Länder des westlichen Balkans in das TEN-V-Netz einzubinden, indem hochwertige und sichere Beförderungsleistungen geboten werden und die Vernetzung in der Region wie auch zwischen der Region und der EU verbessert wird;
ai)	die Umsetzung der Digitalen Agenda für den westlichen Balkan fortzuführen, damit die Bürger in den Genuss der Vorteile des digitalen Wandels kommen;
aj)	eine regionale roamingfreie Zone einzuführen und die Tarife für die Kommunikation mit der EU weiter zu senken;
ak)	die Schwierigkeiten anzuerkennen, die sich den Ländern des westlichen Balkans im Umgang mit Migrations- und Flüchtlingsströmen stellen, aber auch die erheblichen Anstrengungen, die die Region leisten muss, um Schutz und humanitäre Hilfe zu bieten, insbesondere mit Unterstützung der EU; die Abkommen zwischen Ländern des westlichen Balkans und der Europäischen Agentur für die Grenz- und Küstenwache (Frontex) umzusetzen;
al)	die Konsistenz, Wirksamkeit und Transparenz der EU-Finanzierung im Bereich außenpolitischer Maßnahmen zu verbessern;
am)	für eine angemessene, faire und ergebnisorientierte Finanzierung vor dem Beitritt zu sorgen, die dem entspricht, was die Begünstigten für die Umstellung benötigen, und ihnen hilft, den EU-Beitrittsverpflichtungen nachzukommen;
an)	Kürzungen bei der Finanzierung des IPA zu verhindern, die Reformen in Bezug auf die EU bremsen und den strategischen Einfluss der EU in der Region unterminieren könnten;
ao)	dafür zu sorgen, dass das IPA III politischen Prioritäten folgt, die unmittelbare Auswirkungen auf das Leben der Bürger haben, und dass eine Finanzierung vor dem Beitritt transparent, verhältnismäßig und diskriminierungsfrei erfolgt;
ap)	die strategische Kommunikation der Werte der EU und allgemein die Wahrnehmbarkeit der Unterstützung der EU in der Region zu fördern;
aq)	dafür zu sorgen, dass bei dem Gipfeltreffen EU–Westbalkan 2020 der Erweiterungsprozess beurteilt und neu bewertet wird und neuen Schwung erhält und dass das Gipfeltreffen neue Anreize für den Wandel in den Beitrittsländern gibt;
2.	beauftragt seinen Präsidenten, diese Empfehlung dem Rat, der Kommission, der Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und den Regierungen und den Parlamenten der Beitrittsländer zu übermitteln.
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